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22. a) Das Lohnbuchhaltungsmandat umfasst keine Pflicht, die
8. II. 24 Frage der Sozialversicherungspflicht eigenständig zu klären.
IX  ZR 137/22 b) Für die der Berechnung der Abzugsbeträge vorgelagerte

Frage der Sozial versicherungspflicht der Tätigkeit eines M it­
arbeiters des M andanten hat der Lohnbuchhalter nach einer 
verbindlichen Vorgabe durch den Auftraggeber zu verfahren.
Fehlt eine solche verbindliche Vorgabe und ist die statusrecht­
liche Einordnung des M itarbeiters weder als anderweitig ge­
klärt noch als zweifelsfrei anzusehen, hat der Lohnbuchhal- 
ter auf eine Klärung der Statusfrage durch den Auftraggeber 
hinzuwirken.
c) H at der Lohnbuchhalter auf eine Klärung der Statusfrage 
durch den M andanten hinzuwirken, muss er dem M andanten 
die M öglichkeit einer rechtssicheren Klärung aufzeigen, etwa 
durch Einholung anwaltlichen Rats oder durch K lärung der 
Statusfrage im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens 
nach § 7a SGB IV oder eines Verfahrens vor den Einzugsstel­
len der Krankenkassen nach § 28h Abs. 2 SGB IV, und ihn um 
Entscheidung zum weiteren Vorgehen und zur statusrechtli­
chen Behandlung des M itarbeiters im Rahmen der Lohnbuch­
haltung ersuchen............................................. ..................................  324

23. a) Eine richtlinienkonforme Auslegung der in Art. 247 § 6
27. II. 24 Abs. 2 Satz 3 EGBGB angeordneten Gesetzlichkeitsfikti-
XI ZR 258/22 on scheidet angesichts des eindeutigen Gesetzeswortlauts

auch bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2008/48/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 23. A pril 2008 über 
Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 
87/102/EWG des Rates (ABi. 2008, L 133, S. 66, berichtigt in 
ABI. 2009, L 207, S. 14, ABI. 2010, L 199, S. 40 und ABI. 2011,
L 234, S. 46; im Folgenden: Verbraucherkreditrichtlinie) aus.
b) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im A n­
wendungsbereich der Verbraucherkreditrichtlinie muss nach 
§ 492 Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 247 § 6 Abs. 1 Satz I Nr. 1 i.V.m.
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB gegebenenfalls Idar und verständlich 
angegeben werden, dass es sich um einen verbundenen Dar­
lehensvertrag handelt und dass dieser Vertrag als befristeter 
Vertrag geschlossen worden ist.
c) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im 
Anwendungsbereich der Verbraucherkreditrichtlinie beginnt 
die W iderrufsfrist im Falle einer unvollständigen oder feh­
lerhaften Inform ation nach § 356b Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 492 
Abs. 2 BGB nur zu laufen, wenri die Unvollständigkeit oder 
Fehlerhaftigkeit dieser Inform ation nicht geeignet ist, sich auf 
die Befähigung des Verbrauchers, den Umfang seiner aus dem 
Darlehensvertrag herrührenden Rechte und Pflichten einzu­
schätzen, oder auf seine Entscheidung, den Vertrag zu  schlie­
ßen, auszuwirken und ihm gegebenenfalls die M öglichkeit 
zu nehmen, seine Rechte un te r im Wesentlichen denselben 
Bedingungen wie denen auszuüben, die Vorgelegen hätten, 
sofern die Inform ation vollständig und zutreffend erteilt wor-

, .. den wäre.



d) Das Fehlen der Angaben des zum Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses geltenden konkreten Verzugszinssatzes und der Art 
und Weise seiner Anpassung nach § 356b Abs. 2 Satz I i.V.m.
§ 492 Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 247 § 3 Abs. 1 Nr. 11 EGBGB 
hindert das Anlaufen der W iderrufsfrist nicht.
e) Bei einem Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag im A n­
wendungsbereich der Verbraucherkreditrichtlinie ist die nach 
Art. 247 § 7 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB erforderliche Information 
über die Berechnungsmethode des Anspruchs auf Vorfällig­
keitsentschädigung Idar und verständlich, wenn der D arle­
hensnehmer die zu zahlende VorfäUigkeitsentschädigung oder 
zumindest deren Höchstberrag leicht ermitteln kann. Falls 
eine solche Klausel einer Inhaltskontrolle nach nationalem 
Recht nicht standhält, hindert dies das Anlaufen der Wider­
rufsrist nach § 495 Abs. 1 BGB i.V.m. § 355 Abs. 2, § 356b 
BGB nicht.
f) Zu den Angaben über das einzuhaltende Verfahren bei der 
Kündigung des Vertrags nach Art. 247 § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
EGBGB gehört nicht die Information über das außerordent­
liche Kündigungsrecht des § 314 BGB, sondern n u r-so w e it  
einschlägig -  die Inform ation über das Kündigungsrecht ge­
mäß § 500 Abs. 1 BGB.
g) Bei Allgemein-Verbraucherdarlehensverträgen im Anwen­
dungsbereich der Verbraucherkreditrichtlinie erfordert die In ­
formation über den Zugang des Verbrauchers zu einem außer­
gerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren nach 
Art. 247 § 7 Abs. 1 Nr. 4 EGBGB, dass der Verbraucher über 
alle ihm seitens des Darlehensgebers zur Verfügung stehenden 
außergerichtlichen Beschwerde- oder Rechtsbehelfsverfahren 
und gegebenenfalls die mit ihnen jeweils verbundenen Kos­
ten inform iert wird; ferner muss er im Kreditvertrag darüber 
belehrt werden, ob die Beschwerde oder der Rechtsbehelf 
auf Papier oder elektronisch einzureichen ist, des Weiteren 
über die physische oder elektronische Adresse, an die die Be­
schwerde oder der Rcchtsbehelf zu senden ist, und schließlich 
über die sonstigen formalen Voraussetzungen, denen die Be­
schwerde oder der Rechtsbehelf unterliegt.
h) Bei einem mit einem im stationären Handel geschlos­
senen Falirzeugkaufvertrag verbundenen und vom Darle­
hensnehmer widerrufenen Allgemein-Verbraucherdarle- 
hensvertrag entfällt das Leistungsverweigerungsrecht des 
Darlehensgebers nach § 357 Abs. 4 Satz 1 BGB nicht da­
durch, dass der Darlehensnehmer das Fahrzeug an einen 
-  weder an dem Darlehensvertrag noch an dem damit ver­
bundenen Kaufvertrag beteiligten -  D ritten  veräußert hat. 337
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24.
6. E L  24 
VIII ZR 363/21

25.
10. IV. 24 
XII ZB 459/23

a) Ist ein H otelbetrieb durch das Verbot einer Beherbergung 
von Personen zu touristischen Zwecken als Maßnahme zu r 
Bekämpfung der COVID-19-Pandem ie daran gehindert, dem 
Gast den Gebrauch des Hotelzimmers im vereinbarten Leis­
tungszeitraum zu gewähren, ist ihm die geschuldete Leistung 
im Sinne von § 275 Abs. 1 BGB (rechtlich) unmöglich.
b) D ie Annahme einer Offensichtlichkeit im Sinne des § 323 
Abs. 4 BGB erfordert grundsätzlich, dass der künftige Eintritt 
der Rücktrittsvoraussetzungen mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist (hier: Beschränkung einer 
touristischen Beherbergung durch einen Hotelbetrieb w äh­
rend der COVID-19-Pandemie).

.c) Das der Überlassung eines Hotelzimmers an einen Gast 
entgegenstehende generelle Beherbergungsverbot für to u ­
ristische Reisen ist als Maßnahme zur Bekämpfung der C O - 
VTD-19-Pandemie kein in der Person des Gastes liegender 
Um stand im Sinne von § 537 Abs. 1 Satz 1 BGB......................  358

a) Allein aus dem Ausschluss eines Eltcrnteils von der (ge­
meinsamen) elterlichen Sorge für die Geltendmachung von 
Kindesunterhalt für ein minderjähriges Kind folgt bei nicht 
miteinander verheirateten Eltern noch nicht, dass auch der an­
dere Elternteil von der Vertretung des Kindes ausgeschlossen 
ist.
b) Befindet sich das Kind in der alleinigen O bhut eines El­
ternteils, so ist dieser allein vertretungsbefugt.
c) Im Fall des Wechselmodells sind beide (nicht miteinander
verheirateten) Elternteile hinsichtlich des gegen den jeweils 
anderen Elternteil gerichteten Unterhaltsteilanspruchs ver­
tretungsbefugt. D er Bestellung eines Ergänzungspflegers oder 
einer Entscheidung nach § 1628 BGB bedarf es nicht..............  378


